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Frau 
Präsidentin des Bundesrates 
 
Parlament 
1010 Wien 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 3034 /J-
BR/2014 des Bundesrates Dr. Dietmar Schmittner und weiterer Bundesräte wie folgt: 

Vorweg möchte ich bemerken, dass ich zu den gegenständlichen Fragestellungen eine 
Stellungnahme der Salzburger Gebietskrankenkasse eingeholt habe.   

 
Frage 1: 

Der angeführte Salzburger Unternehmer wurde im Jahr 2012 durch das Finanzamt Salzburg 
Stadt, Prüfzeitraum 2007-2009, im Rahmen einer gemeinsamen Prüfung lohnabhängiger 
Abgaben (GPLA) geprüft. Der Folgezeitraum wird derzeit durch die Salzburger 
Gebietskrankenkasse geprüft; die Prüfung ist jedoch noch nicht abgeschlossen.  

Die Verfahren betreffend Versicherungspflicht und Beitragspflicht sind auf Grund des – vom 
Steuerberater des in Rede stehenden Unternehmers – eingebrachten Rechtsmittels mit 
01.01.2014 in die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes übergegangen und bis dato 
nicht rechtskräftig erledigt. Die Vertretung des Rechtsstandpunktes des Unternehmers kann 
nur im Rahmen dieses Verfahrens erfolgen.  

Fragen 2-4: 

Es wird bemerkt, dass die Zuständigkeit für Finanzstrafsachen nicht bei den 
Gebietskrankenkassen liegt; Finanzstrafsachen sind von den Behörden der Finanzverwaltung 
abzuhandeln. Mangels Zuständigkeit können diese Fragen daher von mir nicht beantwortet 
werden. 
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Frage 5: Die Beantwortung dieser Frage kann mangels Klarheit der Fragestellung leider nicht 
erfolgen. Generell ist aber zu sagen, dass der Gesetzgeber keinen Verzicht auf 
Sozialversicherungsbeiträge vorgesehen hat.  

Frage 6: Nach den vorliegenden Informationen liegt weder Rechtswidrigkeit des Verfahrens 
vor noch wurde eine solche im Rahmen des Verfahrens geltend gemacht. Ebenso wenig ist 
eine Schadenszufügung durch schuldhaftes Verhalten zu erkennen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Rudolf Hundstorfer 
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